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1. Instanz

Aktenzeichen S 7 AL 1829/99
Datum 04.04.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 AL 207/00
Datum 16.12.2004

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 4.
April 2000 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist ein Anspruch auf Arbeitslosenhilfe.

Der 1945 geborene KlÃ¤ger, von Beruf BÃ¤cker, bezog zuletzt seit 30.12.1991 mit
Unterbrechungen bis zum ErlÃ¶schen des Anspruchs am 23.04.1994
Arbeitslosengeld vom Arbeitsamt B â�¦ In diesen Zeitraum fiel die VerhÃ¤ngung
einer zwÃ¶lfwÃ¶chigen Sperrzeit vom 07.03.1992 bis 29.05.1992 durch
bestandskrÃ¤ftig gewordenen Sperrzeitbescheid vom 23.12.1992. Der Bescheid
enthielt eine Belehrung nach Â§ 119 Abs.3 AFG.

Danach wurde dem KlÃ¤ger Anschluss-Arbeitslosenhilfe vom 24.04. 1994 bis
07.08.1994 und vom 24.08.1994 bis 01.11.1994 bewilligt. Der Bewilligungsabschnitt
erstreckte sich bis zum 30.04.1995.
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Vom 02.11.1994 bis 22.11.1994 war der KlÃ¤ger â�� vorerst weiterhin in B.
wohnhaft gemeldet â�� bei der BÃ¤ckerei A. in D. bei M. beschÃ¤ftigt.

Am 29.11.1994 beantragte er die Weiterzahlung der Arbeitslosenhilfe beim
Arbeitsamt B â�¦ In der Folge kam es zu mehrfachen RÃ¼ckfragen des
Arbeitsamtes nach dem ausgefÃ¼llten Antragsvordruck sowie der
Arbeitsbescheinigung der BÃ¤ckerei A. und sonstigen Unterlagen. Zu einer
Verbescheidung des Antrages kam es nicht.

Vom 04.03.1995 bis 06.03.1995 war der nunmehr in M. wohnhafte KlÃ¤ger bei der
BÃ¤ckerei I. in M. beschÃ¤ftigt.

Am 04.04.1995 beantragte er Arbeitslosenhilfe beim Arbeitsamt M â�¦ Das
Arbeitsamt M. ersuchte seinerseits in der Folge mehrfach um die RÃ¼ckgabe des
ausgefÃ¼llten Antragsvordrucks sowie um das Einreichen der Arbeitsbescheinigung
der BÃ¤ckerei I. und sonstiger Unterlagen.

Vom 08.09.1995 bis 24.10.1995 war der KlÃ¤ger in S. ZuckerbÃ¤ckerei in M.
beschÃ¤ftigt und meldete sich nachfolgend am 02.11.1995 wiederum beim
Arbeitsamt M. arbeitslos.

Mit Bescheid vom 28.10.1996 versagte das Arbeitsamt M. Arbeitslosenhilfe ab
04.04.1995 wegen mangelnder Mitwirkung des KlÃ¤gers bei der KlÃ¤rung der
Anspruchsvoraussetzungen nach Â§ 66 Abs.1 SGB I.

Am 04.01.1996, am 20.05.1996 sowie nach einer ZwischenbeschÃ¤ftigung vom
05.08.1996 bis 22.08.1996 bei der G. Beteiligungs-GmbH in I. am 24.10.1996 hatte
der mittlerweile in O. bei F. wohnhafte KlÃ¤ger Arbeitslosenhilfe beim Arbeitsamt F.
beantragt. Das Arbeitsamt F. lehnte den Antrag auf Leistung von Arbeitslosenhilfe
ab 04.01.1996 mit Bescheid vom 23.01.1997 ab, da die Voraussetzungen fÃ¼r
einen Anspruch auf Arbeitslosenhilfe nicht gegeben seien. Der KlÃ¤ger habe in der
Jahresvorfrist vor der Arbeitslosmeldung und Antragstellung nach Â§ 134 Abs.1 Nr.4
a AFG kein Arbeitslosengeld bezogen. Er habe auch keinen Anspruch auf
Weiterbewilligung eines innerhalb der Jahresvorfrist bezogenen oder bewilligten
Anspruchs auf Arbeitslosenhilfe (Â§ 135 Abs.1 Nr.2 AFG). SchlieÃ�lich habe der
KlÃ¤ger in der Vorfrist nicht mindestens 150 Kalendertage in einer
beitragspflichtigen BeschÃ¤ftigung gestanden (Â§ 134 Abs.1 Nr.4 b AFG). Den
Widerspruch des KlÃ¤gers wies das Arbeitsamt F. mit Widerspruchsbescheid vom
25.03.1997 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Dagegen erhob der KlÃ¤ger am 21.04.1997
unter dem Az.: S 7 AL 611/97 Klage zum Sozialgericht MÃ¼nchen.

WÃ¤hrend des Klageverfahrens S 7 AL 611/97 beantragte der KlÃ¤ger die
Aufhebung des Versagungsbescheides des Arbeitsamts M. vom 28.10.1996 im
Zugunstenwege nach Â§ 44 SGB X. Das Arbeitsamt M. lehnte den Antrag mit
negativem Zugunstenbescheid vom 11.09.1997 ab. Der Bescheid wurde
bestandskrÃ¤ftig.

Am 15.04.1997 hatte sich der KlÃ¤ger in Arbeit abgemeldet. Eine Arbeitsaufnahme
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kam aber dann doch nicht zustande.

Am 11.11.1997 beantragte der KlÃ¤ger wiederum Arbeitslosenhilfe beim Arbeitsamt
F â�¦ Das Arbeitsamt F. lehnte den Antrag mit Bescheid vom 18.12.1997 ab. Auch
zum Zeitpunkt der jetzigen Arbeitslosmeldung und Antragstellung seien die
Anspruchsvoraussetzungen des Bezugs bzw. der Bewilligung von Arbeitslosengeld
oder Arbeitslosenhilfe innerhalb der Jahresvorfrist nicht gegeben und habe der
KlÃ¤ger auch nicht mindestens 150 Kalendertage in einer beitragspflichtigen
BeschÃ¤ftigung gestanden. Den Widerspruch wies das Arbeitsamt F. mit
Widerspruchsbescheid vom 02.02.1998 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Dagegen erhob
der KlÃ¤ger am 18.03.1998 unter dem Az.: S 7 AL 385/98 Klage zum Sozialgericht
MÃ¼nchen.

Am 12.11.1998 beantragte der KlÃ¤ger erneut Arbeitslosenhilfe beim Arbeitsamt F
â�¦ Das Arbeitsamt F. lehnte den Antrag mit Bescheid vom 10.12.1998 erneut unter
dem Hinweis, darauf ab, dass der KlÃ¤ger in der nunmehr maÃ�geblichen
Jahresvorfrist weder Arbeitslosengeld noch Arbeitslosenhilfe bezogen habe, ihm
auch keine Arbeitslosenhilfe bewilligt gewesen sei und er auch nicht mindestens
150 Kalendertage in einer beitragspflichtigen BeschÃ¤ftigung gestanden habe. Den
Widerspruch des KlÃ¤gers wies das Arbeitsamt F. mit Widerspruchsbescheid vom
02.02.1999 zurÃ¼ck.

Mit Beschluss vom 06.05.1999 setzte das Sozialgericht die Verfahren S 7 AL 611/97
und S 7 AL 385/98 aus. Der Beklagten werde Gelegenheit gegeben, Ã¼ber den
Antrag des KlÃ¤gers auf Arbeitslosenhilfe beim Arbeitsamt B. vom 29.11.1994 zu
entscheiden.

Am 14.09.1999 beantragte der mittlerweile wieder nach M. umgezogene KlÃ¤ger
Arbeitslosenhilfe beim Arbeitsamt M â�¦ Das Arbeitsamt M. lehnte auch diesen
Antrag des KlÃ¤gers auf Arbeitslosenhilfe mit Bescheid vom 23.09.1999 aus den
gleichen GrÃ¼nden ab. Der KlÃ¤ger habe innerhalb der nunmehr maÃ�geblichen
Jahresvorfrist weder Arbeitslosengeld noch Arbeitslosenhilfe bezogen, des weiteren
sei ihm nicht Arbeitslosenhilfe bewilligt gewesen, und er habe auch nicht
mindestens 150 Kalendertage in einer beitragspflichtigen BeschÃ¤ftigung
gestanden. Den Widerspruch des KlÃ¤gers wies das Arbeitsamt M. mit
Widerspruchsbescheid vom 29.10.1999 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Am 29.11.1999 erhob der KlÃ¤ger unter dem Az.: S 7 AL 1829/99 Klage zum
Sozialgericht MÃ¼nchen gegen den Widerspruchsbescheid des Arbeitsamts M. vom
29.10.1999.

Gleichfalls am 29.11.1999 erhob der KlÃ¤ger unter dem Az.: S 7 AL 1830/99 Klage
gegen den Widerspruchsbescheid des Arbeitsamts F. vom 02.02.1999.

Er gab an, er habe gegen einen der Widerspruchsbescheide "wegen Krankheit nicht
rechtzeitig Klage erheben" kÃ¶nnen. AuÃ�erdem legte er einen Verdienstnachweis
der "Z. Bewachungsdienst GmbH, F.straÃ�e , A." bei. Darin war als Eintrittdatum
fÃ¼r eine AushilfstÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers der 16.06.1999 angegeben und waren
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fÃ¼r Oktober 1999 48 Stunden mit einem Bruttoentgelt von insgesamt 732,00 DM
abgerechnet sowie ein seit Eintritt aufgelaufenes Bruttoentgelt von 2.820,00 DM
ausgewiesen.

WÃ¤hrend des Klageverfahrens versagte das Arbeitsamt B. mit Bescheid vom
01.02.2000 die GewÃ¤hrung von Arbeitslosenhilfe auf den Antrag vom 29.11.1994
wegen mangelhafter Mitwirkung des KlÃ¤gers bei der KlÃ¤rung der
Anspruchsvoraussetzungen nach Â§ 66 SGB I.

Das SG hat das ausgesetzte Verfahren S 7 AL 611/97 am 10.02. 2000 unter dem
Az.: S 7 AL 239/00 fortgesetzt. Gleichfalls am 10.02.2000 hat es das gleichfalls
ausgesetzte Verfahren S 7 AL 385/98 unter dem Az.: S 7 AL 240/00 fortgesetzt. Am
04.04.2000 hat das SG die bei ihm anhÃ¤ngigen Verfahren des KlÃ¤gers S 7 AL
1829/99, S 7 AL 1830/99, S 7 AL 239/00 und S 7 AL 240/00 unter dem fÃ¼hrenden
Az.: S 7 AL 1829/99 zur gemeinsamen Entscheidung und Verhandlung verbunden.

Mit Urteil vom 04.04.2000 hat das SG die verbundenen Klagen gegen den Bescheid
vom 23.01.1997 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 25.03.1997, gegen
den Bescheid vom 18.12.1997 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
02.02.1998, gegen den Bescheid vom 10.12.1998 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 02.02.1999 sowie gegen den Bescheid vom
23.09.1999 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 29.10.1999 abgewiesen.

Die Klage gegen den Bescheid des Arbeitsamts F. vom 10.12.1998 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 02.02. 1999 sei wegen Verfristung als unzulÃ¤ssig,
die Ã¼brigen Klagen seien als unbegrÃ¼ndet abzuweisen.

In keiner der anlÃ¤sslich der jeweiligen Arbeitslosmeldungen und Alhi-AntrÃ¤ge
maÃ�geblichen einjÃ¤hrigen Vorfristen habe der KlÃ¤ger Arbeitslosengeld oder
Arbeitslosenhilfe bezogen oder sei ihm Arbeitslosenhilfe bewilligt gewesen, wie er
auch in keiner der maÃ�geblichen einjÃ¤hrigen Vorfristen mindestens in einer
beitragspflichtigen BeschÃ¤ftigung von 150 Kalendertagen gestanden habe.

Entscheidend komme es nach der gegebenen Sachlage auf die Jahresvorfrist vor
dem chronologisch ersten der strittigen AntrÃ¤ge, nÃ¤mlich den Antrag vom
04.01.1996 beim Arbeitsamt F. an. Der KlÃ¤ger habe im Jahr vom 04.01.1995 bis
zum 03.01.1996 weder Arbeitslosengeld bezogen, noch sei ihm innerhalb dieses
Jahres Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe bewilligt gewesen. Vielmehr seien die
AntrÃ¤ge des KlÃ¤gers auf Arbeitslosenhilfe vom 29.11.1994 und vom 04.04.1995
rechtsverbindlich abgelehnt worden.

WÃ¤hrend des Berufungsverfahrens hat das Arbeitsamt B. den Antrag des KlÃ¤gers
auf Arbeitslosenhilfe vom 29.11.1994 mit Bescheid vom 01.10.2004 endgÃ¼ltig
abgelehnt, da sein Anspruch auf Arbeitslosenhilfe nach Â§Â§ 119 Abs.3, 119a AFG
erloschen sei. Der KlÃ¤ger habe zum zweiten Mal seit der Entstehung des
Anspruchs Anlass fÃ¼r den Eintritt einer Sperrzeit von 12 Wochen gegeben, da er
seine BeschÃ¤ftigung bei der Fa. A. in D. auf Grund vertragswidrigen Verhaltens
verloren habe, ohne hierfÃ¼r einen wichtigen Grund zu haben und ohne dass eine
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besondere HÃ¤rte vorliege (Â§Â§ 119 Abs.1 Nr.1, 119 Abs.2 AFG i.V.m. Â§ 119a AFG
). Dies wurde auf die Arbeitsbescheinigung der BÃ¤ckerei A. gestÃ¼tzt, die der
KlÃ¤ger anlÃ¤sslich seines Antrags auf Arbeitslosenhilfe bei der Dienststelle E. des
Arbeitsamtes F. am 04.01.1996 vorgelegt hatte. Darin hatte die Firma vermerkt,
dass dem KlÃ¤ger wegen vertragswidrigen Verhaltens, nÃ¤mlich wegen mehrerer
unentschuldigter Fehltage gekÃ¼ndigt worden sei. Dies hatte der KlÃ¤ger in seinem
Begleitschreiben an das Arbeitsamt F. damit kommentiert, dass man ihn, obgleich
im Hause wohnend, zweimal nicht geweckt habe. Er habe die TÃ¤tigkeit auch nur
angenommen, um sein Fahrzeug in B. zu retten. Er habe den Arbeitsplatz aufgeben
mÃ¼ssen, um mit dem Arbeitsamt B. klarzukommen.

WÃ¤hrend der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem Senat hat der KlÃ¤ger im
Sitzungssaal angerufen. Der Vorsitzende hat, mit dem KlÃ¤ger, verbunden, als
dessen Ã�uÃ�erungen unmittelbar wiedergegeben: Der KlÃ¤ger Ã¤uÃ�ere sich zu
einer BeschÃ¤ftigung bei einem Wachunternehmen S. 1992, zu dem dort
verrichteten Dienst, zu einer Umschulung bei der LVA sowie zu der beim Arbeitsamt
immer wieder beantragten "Wiederaufnahme"; er beziehe derzeit Sozialhilfe. Er
habe sich heute Morgen mit einem Messer verletzt und sei bei einem Arzt operiert
worden. Er sei damit einverstanden, dass der Senat am heutigen Verhandlungstag
entscheide.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
04. April 2000 aufzuheben und die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom
23.01.1997 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 25.03.1997, des
Bescheides vom 18.12.1997 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
02.02.1998, des Bescheides vom 10.12.1998 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 02.02. 1999 und des Bescheides vom 23.09.1999 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 29.10.1999 dazu zu verurteilen, ihm ab
04.01.1996, hilfsweise ab 20.05. 1996, hilfsweise ab 24.10.1996, hilfsweise ab
11.11.1997, hilfsweise ab 12.11. 1998, hilfsweise ab 14.09.1999 Arbeitslosenhilfe zu
leisten.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der KlÃ¤ger habe einen Anspruch auf Arbeitslosenhilfe bereits anlÃ¤sslich der
ersten hier streitigen Arbeitslosmeldung am 04.01.1996 beim Arbeitsamt F. nicht
erworben gehabt, da der Anspruch des KlÃ¤gers auf Arbeitslosenhilfe bereits am
23.11.1994 nach Eintritt der weiteren 12wÃ¶chigen Sperrzeit seit Entstehung des
Anspruchs wegen des durch vertragswidriges Verhalten verursachten Verlusts des
Arbeitsplatzes bei der BÃ¤ckerei A. erloschen sei, was seitens der Beklagten mit
Bescheid vom 01.10.2004 auch festgestellt worden sei. Damit stehe fest, dass
bereits innerhalb der ersten maÃ�geblichen Vorfrist weder Arbeitslosengeld noch
Arbeitslosenhilfe vom KlÃ¤ger bezogen worden sei noch ihm von der Beklagten
bewilligt gewesen sei, was zwangslÃ¤ufig auch fÃ¼r die nachfolgenden
maÃ�geblichen Vorfristen gelte.

Der Senat hat sÃ¤mtliche beim Arbeitsamt B. und bei den ArbeitsÃ¤mtern M. und F.
Ã¼ber den KlÃ¤ger vorhandenen Akten beigezogen. Auf deren Inhalt sowie auf den
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Inhalt der Gerichtsakten erster und zweiter Instanz wird zur ErgÃ¤nzung des
Tatbestandes im Einzelnen Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige, insbesondere statthafte und form- wie fristgerecht eingelegte
Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Das SG hat die mit Beschluss vom 04.04.2000
verbundenen Klagen zu Recht abgewiesen.

Es hat die Klage gegen den Bescheid des Arbeitsamts F. vom 10.12.1998 in Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 02.02.1999 (S 7 AL 1830/99) zu Recht als
unzulÃ¤ssig, weil verfristet, abgewiesen. Der Widerspruchsbescheid ist am
02.02.1999 mit normaler Post versandt worden. Er gilt nach Â§ 37 Abs.2 SGB X als
am 05.02.1999 bekanntgegeben, so dass die Klagefrist am 06.02.1999 begann. Der
Widerspruchsbescheid war mit einer ordnungsgemÃ¤Ã�en Rechtsbehelfsbelehrung
versehen, so dass die Klagefrist einen Monat betrug und am Freitag, den
05.03.1999 endete (Â§ 64 Abs.2 SGG). Die Klage gegen den Widerspruchsbescheid
vom 02.02.1999 ist am 29.11.1999 vom KlÃ¤ger in den Nachtbriefkasten des SG
eingeworfen worden. Damit hat der KlÃ¤ger die Klagefrist versÃ¤umt. Er wurde im
Schriftsatz der Beklagten vom 11.01.2000 darauf und auf die Notwendigkeit des
Vortragens von WiedereinsetzungsgrÃ¼nden hingewiesen.

Nach Â§ 67 Abs.1 SGG ist Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nur dann zu
gewÃ¤hren, wenn jemand ohne Verschulden gehindert war, eine gesetzliche
Verfahrensfrist einzuhalten. GemÃ¤Ã� Â§ 67 Abs.2 Satz 1 SGG ist der Antrag binnen
eines Monats nach Wegfall des Hindernisses zu stellen.

Diese Voraussetzungen liegen nicht vor. Soweit der KlÃ¤ger geltend macht, er habe
die Klage gegen den Widerspruchsbescheid des Arbeitsamts F. vom 02.02.1999
"wegen einer Krankheit nicht rechtzeitig einreichen kÃ¶nnen", ist damit nicht
plausibel gemacht, wie der KlÃ¤ger gehindert gewesen sein soll, in der Klagefrist
vom 06.02.1999 bis 05.03.1999 einen Klageschriftsatz einzureichen, gegebenenfalls
einreichen zu lassen. Zumindest hat der KlÃ¤ger, worauf das SG hingewiesen hat,
ab 16.06.1999, wenn auch nur sporadisch, eine AushilfstÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt, ist
am 01.07.1999 nach M. umgezogen und hat sich am 14.09.1999 arbeitslos beim
Arbeitsamt M. gemeldet, so dass er einen Wiedereinsetzungsantrag jedenfalls nicht,
wie nach Â§ 67 Abs.2 Satz 1 SGG erforderlich, binnen eines Monats nach Wegfall
des Hindernisses gestellt hat.

Im Ã�brigen hat das SG die Klagen zu Recht als unbegrÃ¼ndet abgewiesen.

Die unter dem Az.: S 7 AL 611/97 gefÃ¼hrte Klage richtete sich gegen den Bescheid
des Arbeitsamts F. vom 23.01.1997 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
25.03.1997 auf die AntrÃ¤ge vom 04.01.1996, 20.05.1996 und 24.10.1996 hin, mit
dem das Arbeitsamt Arbeitslosenhilfe ab 04.01.1996 versagt hat.

Anzuwenden war das ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz (AFG). Nach Â§ 134 Abs.1 Nr.1 bis
Nr.3 AFG hat einen Anspruch auf Arbeitslosenhilfe, wer arbeitslos ist, der
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Arbeitsvermittlung zur VerfÃ¼gung steht, sich beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet
und Arbeitslosenhilfe beantragt hat (Nr.1), keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld
hat, weil er die Anwartschaftszeit (Â§ 104) nicht erfÃ¼llt (Nr.2) und wer bedÃ¼rftig
ist (Nr.3).

ZusÃ¤tzlich muss der Antragsteller innerhalb eines Jahres vor dem Tag, an dem die
in Â§ 134 Abs.1 Nr.1 bis Nr.3 genannten Voraussetzungen vorliegen, was im Fall des
KlÃ¤gers nicht nÃ¤her geprÃ¼ft wurde bzw. zum Teil wegen mangelnder
Mitwirkung des KlÃ¤gers nicht nÃ¤her geprÃ¼ft werden konnte, zumindest noch
eine der im Weiteren genannten Voraussetzungen erfÃ¼llen. Beim KlÃ¤ger liegt
jedoch keiner dieser TatbestÃ¤nde vor.

Â§ 134 Abs.1 Nr.4 a AFG verlangt, dass der Antragsteller innerhalb der einjÃ¤hrigen
Vorfrist Arbeitslosengeld bezogen hat, ohne dass der Anspruch nach Â§ 119 Abs.3
erloschen ist. Die maÃ�gebliche Vorfrist erstreckt sich, soweit der Bescheid des
Arbeitsamts F. vom 23.01.1997 Ã¼ber einen Anspruch des KlÃ¤gers auf
Arbeitslosenhilfe entschieden hat, vom 04.01.1995 bis zum 03.01. 1996.
Zweifelsfrei hat der KlÃ¤ger in diesem Zeitraum kein Arbeitslosengeld bezogen.

Unterstellt man das Vorliegen der Voraussetzungen nach Â§ 134 Abs.1 Nr.1 bis Nr.3
AFG, so hÃ¤tte der KlÃ¤ger dann einen Anspruch auf Arbeitslosenhilfe ab
04.01.1996, wenn am 04.01. 1996 seit dem letzten Tage des Bezuges von
Arbeitslosenhilfe durch den KlÃ¤ger noch kein Jahr vergangen war, wenn er mit
anderen Worten jedenfalls am 04.01.1995 noch Arbeitslosenhilfe bezogen hat (Â§
135 Abs.1 Nr.2 AFG, Â§ 26 Abs.1 SGB X i. V. m. Â§Â§ 187 f. BGB). Auch dies ist
zweifelsfrei nicht der Fall.

Allerdings ist der Vorbezug nicht notwendig, vielmehr genÃ¼gt es fÃ¼r die
BegrÃ¼ndung eines Anspruchs auf Arbeitslosenhilfe nach Â§ 134 Abs.1 Nr.4 a AFG
bzw. fÃ¼r dessen Bestehenbleiben nach Â§ 135 Abs.1 Nr.2 AFG, dass eine
vorangehende Bewilligung von Arbeitslosengeld bzw. Arbeitslosenhilfe in die Vorfrist
hineinreicht (zu den gleichlautenden Â§Â§ 190, 196 SGB III s. Niesel-Brandts Rz.13,
14 zu Â§ 190, Rz.10 bis 12 zu Â§ 196, Gagel-Ebsen Rz.22 zu Â§ 196, Rz.52 bis 54 zu
Â§ 190).

Der KlÃ¤ger hatte am 24.04.1994 einen Anspruch auf Arbeitslosenhilfe erworben.
Der Leistungsanspruch war am 02.11.1994 durch die Aufnahme einer
BeschÃ¤ftigung bei der BÃ¤ckerei A. in D. erloschen. Am 29.11.1994 hat sich der
KlÃ¤ger wiederum beim Arbeitsamt B. arbeitslos gemeldet und Arbeitslosenhilfe
beantragt. Das Arbeitsamt B. hat wÃ¤hrend des Berufungsverfahrens mit Bescheid
vom 01.10.2004 das ErlÃ¶schen des Anspruchs auf Arbeitslosenhilfe wegen Eintritts
einer zweiten Sperrzeit festgestellt und den Antrag abgelehnt. Der Bescheid, der
mit einer ordnungsgemÃ¤Ã�en Widerspruchsbelehrung verbunden war, ist dem
KlÃ¤ger mit einfacher Post zugesandt worden und gilt demgemÃ¤Ã� nach Â§ 37
Abs.2 SGB X am 04.10.2004, einem Montag, als bekanntgegeben. Der KlÃ¤ger hat
weder gegenÃ¼ber der Beklagten einen Widerspruch erhoben, noch im Rahmen
des gerichtlichen Verfahrens einen Schriftsatz eingereicht bzw. Ã¼berhaupt einen
Schriftsatz eingereicht, der als Widerspruch gegen den Bescheid vom 01.10.2004
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aufgefasst werden kÃ¶nnte. FÃ¼r einen Zweifel daran, dass der Bescheid den
KlÃ¤ger erreicht hat, besteht kein Anlass, nachdem ihn die an die nÃ¤mliche
Adresse in M. ergangene Ladung zum Verhandlungstermin am 16.12.2004 erreicht
hat, wie aus seinem Telefonanruf wÃ¤hrend der Verhandlung hervorgeht. Damit ist
der Bescheid des Arbeitsamts B. vom 01.10.2004 bestandskrÃ¤ftig geworden, es sei
denn der Bescheid ist nach Â§ 96 SGG Gegenstand des gerichtlichen Verfahrens
geworden.

Der Senat ist nicht dieser Auffassung. Der Bescheid des Arbeitsamts B. vom
01.10.2004 ersetzt den angefochtenen und streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheid des
Arbeitsamts F. vom 23.01.1997 nicht und Ã¤ndert diesen auch nicht ab. Auch
entscheidet der Bescheid vom 01.10.1994 nicht als erster, gerichtlich
angefochtener Bescheid Ã¼ber ein einzelnes Berechnungselement eines
nachfolgenden Leistungsbescheides (vgl. Meyer-Ladewig Rz.4 zu Â§ 96 SGG).
Vielmehr ergingen die hier streitigen Bescheide nicht wÃ¤hrend eines gegen den
Bescheid vom 01.10.2004 anhÃ¤ngigen gerichtlichen Verfahrens und entscheidet
der Bescheid des Arbeitsamts B. vom 01.10.2004 nicht Ã¼ber ein
Berechnungselement eines Anspruchs, sondern Ã¼ber einen eigenstÃ¤ndigen
Anspruch auf Arbeitslosenhilfe auf Grund eines eigenstÃ¤ndigen, am 29.11.1994
eingetretenen Versicherungsfalls. Die VerknÃ¼pfung mit der Entscheidung, die das
Arbeitsamt F. auf die Arbeitslosmeldung und den Antrag vom 04.01.1996 zu treffen
hatte, ist nur mittelbar, insofern als es â�� bei ErfÃ¼llung der
Anspruchsvoraussetzungen nach Â§ 134 Abs.1 Nr.1 bis Nr.3 AFG â�� darauf
ankommt, ob die Arbeitslosmeldung vom 04.01.1996 noch innerhalb der
einjÃ¤hrigen Wiederbewilligungsfrist nach Â§ 135 Abs.1 Nr.2 AFG liegt.

Das geeignete Instrument, um die Entscheidung Ã¼ber den Antrag des KlÃ¤gers
auf Arbeitslosenhilfe vom 29.11.2004 mit dem hier streitgegenstÃ¤ndlichen
Bescheid des Arbeitsamts F. Ã¼ber den Antrag des KlÃ¤gers auf Arbeitslosenhilfe
vom 04.01.1996 zu verknÃ¼pfen, wÃ¤re eine Aussetzung des Verfahrens nach Â§
114 Abs.2 SGG. Der Senat ist der Auffassung, dass ein nochmaliges Aussetzen des
Verfahrens nach Â§ 114 Abs.2 SGG den Anwendungsbereich der Vorschrift
Ã¼berdehnen wÃ¼rde. Nachdem nun nicht mehr bloÃ� ein Versagungsbescheid
nach Â§ 66 SGB I, sondern ein endgÃ¼ltiger ErlÃ¶schens- bzw. Ablehnungsbescheid
Ã¼ber die Bewilligung von Arbeitslosengeld auf den Antrag vom 29.11.1994 hin
ergangen und bestandskrÃ¤ftig geworden ist, ist kein Verwaltungsverfahren mehr
Ã¼ber diesen Antrag anhÃ¤ngig. Vielmehr ist das ErlÃ¶schen des Anspruchs auf
Arbeitslosenhilfe bestandskrÃ¤ftig festgestellt. Eine Bewilligung von
Arbeitslosenhilfe ab 29.11. 2004 kÃ¶nnte nurmehr im Wege einer
Zugunstenentscheidung nach Â§ 44 SGB X erfolgen. Unter diesen UmstÃ¤nden hat
das Gericht davon auszugehen, dass am 04.01.1996 ein Anspruch des KlÃ¤gers auf
Arbeitslosenhilfe nicht mehr bestand (s. Niesel-Brandts Rz.12 zu Â§ 196 SGB III).

Dies gilt auch bezÃ¼glich des nachfolgenden, in die Wiederbewilligungsfrist vom
04.01.1995 bis 03.01.1996 fallenden Antrags auf Arbeitslosenhilfe vom 04.04.1995
beim Arbeitsamt M. nach zwischenzeitlicher BeschÃ¤ftigung in der BÃ¤ckerei I. vom
04.03.1995 bis 06.03.1995. Arbeitslosenhilfe auf die Arbeitslosmeldung und
Antragstellung vom 04.04.1995 wurde zwar mit Bescheid vom 28.10.1996 und
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negativem Zugunstenbescheid vom 11.09.1997 nur vorlÃ¤ufig wegen mangelnder
Mitwirkung nach Â§ 66 SGB I versagt. Nachdem aber das Arbeitsamt B. mit dem
bestandskrÃ¤ftig gewordenen Bescheid vom 01.10.2004 nicht lediglich den Antrag
auf Arbeitslosenhilfe vom 29.11.1994 abgelehnt, sondern auch das ErlÃ¶schen des
Anspruchs auf Arbeitslosenhilfe anlÃ¤sslich der Beendigung des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses des KlÃ¤gers bei der BÃ¤ckerei A. festgestellt hat,
wÃ¼rde auch eine Bewilligung von Arbeitslosenhilfe ab 04.04.1995 zunÃ¤chst eine
Aufhebung des Bescheides vom 01.10.2004 im Zugunstenwege nach Â§ 44 SGB X
voraussetzen.

Auch das fernmÃ¼ndliche Vorbringen des KlÃ¤gers in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung fÃ¼hrt zu keiner anderen Beurteilung. Zwar hat das Arbeitsamt M. mit
Bescheid vom 21.06.1999 vom KlÃ¤ger Arbeitslosengeld in HÃ¶he von insgesamt
3.332,00 DM wegen einer BeschÃ¤ftigung des KlÃ¤gers als Wachmann bei der S. im
Jahr 1991 und in den ersten Monaten des Jahres 1992 zurÃ¼ckgefordert. Es ist
danach jedenfalls nicht von vornherein vollstÃ¤ndig auszuschlieÃ�en, dass
beitragspflichtige BeschÃ¤ftigungszeiten bei der SÃ¼dwach in den seinerzeitigen
Bewilligungsbescheiden nicht berÃ¼cksichtigt worden sind, unter UmstÃ¤nden mit
der Folge, dass es nach dem Sperrzeitbescheid vom 23.12.1992 nicht zu einer
Wiederbewilligung, sondern zu einer Neubewilligung von Arbeitslosengeld hÃ¤tte
kommen mÃ¼ssen. Doch muss bezweifelt werden, ob dies Ã¼berhaupt noch
aufklÃ¤rbar ist. Jedenfalls ist die anlÃ¤Ã�lich eines Antrags auf Arbeitslosenhilfe
gebotene PrÃ¼fung, ob der Vorfristtatbestand des Â§ 134 Abs.1 Nr.4a AFG erfÃ¼llt
ist oder die Wiederbewilligungsfrist des Â§ 135 Abs.1 Nr.2 AFG eingehalten ist, nicht
der Ort einer Aufrollung des gesamten Leistungsfalls im Zugunstenwege (vgl. Niesel-
Brandt Rz.12 zu Â§ 196 SGB III).

Ein Anspruch des KlÃ¤gers auf Arbeitslosenhilfe ab 04.01.1996 ist daher schon
deswegen ausgeschlossen, da er nicht innerhalb der einjÃ¤hrigen Vorfrist nach Â§
134 Abs.1 Nr.4 a AFG Arbeitslosengeld bezogen hat und da der Antrag auch nicht
innerhalb der einjÃ¤hrigen Wiederbewilligungsfrist seit dem letzen Bezug bzw. der
letzten Bewilligung von Arbeitslosengeld oder von Arbeitslosenhilfe nach Â§ 135
Abs.1 Nr.2 liegt.

Gleichfalls scheidet ein Anspruch auf sogenannte originÃ¤re Arbeitslosenhilfe nach 
Â§ 134 Abs.1 Nr.4 b AFG aus, da der KlÃ¤ger innerhalb der einjÃ¤hrigen Vorfrist
nicht mindestens 150 Kalendertage beitragspflichtig beschÃ¤ftigt war bzw. einen
Ersatztatbestand nach Â§ 134 Abs.2 oder Abs.3 AFG verwirklicht hat, vielmehr
jeweils nur zwischenzeitlich jeweils wenige Tage bzw. Wochen beschÃ¤ftigt war.
Dies gilt, sowohl was den notwendigen Vorbezug bzw. die Vorbewilligung innerhalb
der jeweils maÃ�geblichen Vorfrist betrifft, wie auch hinsichtlich einer sogenannten
originÃ¤ren Arbeitslosenhilfe nach Â§ 134 Abs.1 Nr.4b AFG, nachdem der KlÃ¤ger
auch in der Folgezeit nur wenige jeweils kurzfristige BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse
aufweist.

Das SG hat die mit Beschluss vom 04.04.2000 verbundenen Klagen S 7 AL 239/00, S
7 Al 240/00, S 7 AL 1829/99 und S 7 AL 1830/99 zu Recht wegen Verfristung als
unzulÃ¤ssig (S 7 AL 1830/99), im Ã¼brigen als unbegrÃ¼ndet abgewiesen.
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Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

Ein Anlass, die Revision nach Â§ 160 Abs.2 Nr.1 oder Nr.2 SGG zuzulassen, bestand
nicht, nachdem die Rechtssache keine grundsÃ¤tzliche Bedeutung hat und das
Urteil nicht von einer Entscheidung des Bundessozialgerichts, des gemeinsamen
Senats der obersten GerichtshÃ¶fe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts
abweicht und auf dieser Abweichung beruht.

Erstellt am: 13.07.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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